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Parlament 
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'1 rc'~ .. ~, ~ " J .. f>t)n I J)() Vertel t...~tL. ... ;: . .:.:·;, 1~~!:iI ,i~_ 
i 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

j;i jt "'j:J'z 
beehrt sich, 

25 Ausfertigungen des Entwurfes eines Abkommens zwischen der 

Republik österreich und Australien über Soziale Sicherheit 

sowie Erläuterungen hiezu zu übermitteln. Es wird ersucht, die 

obmänner der parlamentarischen Klubs zu beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläßlich der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes, BGBI.Nr.178/1961, 

wurden die begutachtenden stellen aufgefordert, 25 Ausferti­

gungen ihrer allfälligen Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe elner Stellungnahme wurde mit 

19.0ktober 1990 festgesetzt. 

Für den Bundesminister: 

Dr.Josef SCHUH 

Für die Richtigkeit 

de~~gUng, 
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REPUBLIK öSTERREICH 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

ABKOMMEN 

ZI.24.570/9-4/90 

ZWISCHEN DER REPUBLIK öSTERREICH UND AUSTRALIEN 

IM BEREICH DER SOZIALEN SICHERHEIT 

Die Republik österreich 

und 

Australien 

1n dem Wunsche, die bestehenden guten Beziehungen 

zwischen den beiden Staaten zu festigen und in der 

Absicht, im Bereich der Sozialen Sicherheit 

zusammenzuarbeiten; 

haben folgendes vereinbart: 
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ABSCHNITT I 

AUSLEGUNG UND GELTUNGSßEREICH 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikp.l 1 

Auslegung 

(li In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

a) "StaatsangehBriger" 

1n bezug 

einen 

1n bezug 

e1nen 

auf Australien 

australischen Staatsbürger, 

auf österreich 

österreichischen Staatsbürger, 

b) "Rechtsvorschriften" 

1n bezug auf Australien 

das im Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a 

bezeichnete Gesetz, 

in bezug auf österreich 

die Gesetze, Verordnungen und Satzungen, die 

sich auf die im Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 

bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit 

beziehen; 

c) "zuständige Behörde" 

1n bezug auf Australien 

den Staatssekretär beim Ministerium für 

Soziale Sicherheit, 

I 

I 
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in bezug auf österreich 

den Bundesminister, der mit der Anwendung der 

im Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten 

Rechtsvorschriften betraut ist; 

d) "Träger" 

ln bezug auf Australien 

das Ministerium für Soziale Sicherheit, 

in bezug auf österreich 

den Träger, dem die Durchführung der 

österreichischen Rechtsvorschriften obliegt; 

e) "zuständiger Träger" 

in bezug auf Australien 

das Ministerium für Soziale Sicherheit, 

ln bezug auf österreich 

den nach den österreichischen Rechtsvor­

schriften zuständigen Träger; 

f) "Wohnsitz zeit in Australien" 

in bezug auf eine Person, eine als solche nach 

den australischen Rechtsvorschriften bestimmte 

Zeit, nicht jedoch eine Zeit, die nach Artikel 6 

als Zeit gilt, während der die Person ein 

Einwohner Australiens war; 

g) "Versicherungszeit in österreich" 

eine nach den österreichischen Rechtsvorschriften 

bestimmte Versicherungszej.t; 

h) "Leistung" 

in bezug auf einen Vertragsstaat elne nach den 

Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates 

vorgesehene Leistung, Pension oder Beihilfe 

325/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 50

www.parlament.gv.at



- 4 -

einschließlich aller hiezu gebührenden 

Erhöhungen, Zulagen oder Zuschläge; 

i) "Pflegerpension" 

in bezug auf Australien eine nach den 

australischen Rechtsvorschriften einem Ehegatten 

gebührende Pflegerpension; 

j) "verwitwete Person" 

1n bezug auf Australien elnc Person, die 

i) aufhört, eine verheiratete Person zu seln, 

oder eine alleinstehende Person auf Grund 

des Todes ihres Ehegatten wird, oder 

ii) auf Grund des Todes ihres Ehemannes oder als 

unterhaltsberechtigte Frau eine Witwe der 

Klasse Bist, 

nicht jedoch e1ne wiederverheiratete Person. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens haben die in diesem 

Artik 1 nicht bestimmten Ausdrücke die Bedeutung, die 

ihnen nach den Rechtsvorschriften der beiden 

Vertl'-gsstaaten zukommt, es sei denn, aus dem Zusammenhang 

ergibt sich eine andere Bedeutung. 

Artikel 2 

Sachlicher GeJtungsbereich 

(1) Ungeachtet des Absatzes 2 bezieht sich dieses 

Abkom~en 

1 
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a) in bezug auf Australien 

auf das Gesetz über Soziale Sicherheit 1947, 

soweit das Gesetz die folgenden Leistungen 

vorsieht, auf diese Anwendung findet oder diese 

betrifft: 

i ) 

ii) 

iii) 

iv) 

v) 

Alterspensionen, 

Invaliditätspensionen, 

Frauenpensionen, 

Pflegerpensionen und 

Pensionen, die verwitweten Personen 

gebühren; 

b) in bezug auf österreich 

auf die Rechtsvorschriften über die 

Pensionsversicherung mit Ausnahme der 

Sonderversicherung für das Notariat. 

(2) Soweit Absatz 3 nichts anderes bestimmt, findet 

dieses Abkommen auch auf Rechtsvorschriften Anwendung, die 

die im Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften aufheben t 

ersetzen, ändern, ergänzen oder zusammenfassen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 

a) umfassen die australischen Rechtsvorschriften 

keine vor oder nach der Unterzeichnung diesps 

Abkommens erlassenen Gesetze, die Abkommen über 

Soziale Sicherheit in Kraft setzen, und 

b) berührt dieses Abkommen nicht andere von 

österreich mit dritten Staaten geschlossene 

übereinkommen über Soziale Sicherheit, soweit 

diese nicht Versicherungslastregelungen 

enthalten. 
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Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

ieses Abkommen gilt ohne Einschränkung auf Grund der 

staat angehörigkeit für Personen, 

:a) die Einwohner Australiens sind oder waren, oder 

b) für die die österreichischen Rechtsvorschriften 

gelten oder galten, 

und für andere Personen, soweit diese ihre Rechte von den 

in Buchstaben a und b bezeichneten Personen ableiten. 

Artikel 4 

Glp-ichbehandlung 

(1 Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 

stehe die staatsangehörigen eines Vertragsstaa es, bei 

Anwen( ung der Rechtsvorschriften des anderen 

Vertr gsstaates, den Staatsangehörigen dieses 

Vertr gsstaates gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften nes 

Vertragsstaates sind Staatsangehörigen des ande en 

Vertr~gsstaates, die außerhalb des Gebietes der beiden 
I 

Vertr~gsstaaten wohnen, unter denselben Vorauss tzungen 

und i~ demselben Umfang zu erbringen wie Staats ngehörigen 

des ersten Vertragsstaates, die außerhalb des G bietes der 

Vertr~gsstaaten wohnen. 
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(3) Absatz 1 berührt nicht die österreichischen 

Rechtsvorschriften betreffend 

a) die Mitwirkung der Versicherten und der 

Dienstgeber in den Organen der Träger und der 

Verbände sowie in der Rechtsprechung in der 

Sozialen Sicherheit; 

b) Versicherungslastregelungen in übereinkünften mit 

dritten Staaten; 

c) die Versicherung der bei einer amtlichen 

österreichischen Vertretung j.n einem Drittstaat 

oder bei Mitgliedern einer solchen Vertretung 

beschäftigten Personen. 

(4) Absatz 1 gilt hinsichtlich der österreichischen 

Rechtsvorschriften über die Berücksichtigung von 

Kriegsdienstzeiten und diesen gleichgestellten Zeiten nur 

für australische Staatsangehörige, die unmittelbar vor dem 

13. März 1938 die österreichische Staatsangehörigkeit 

besaßen. 

Artikel 5 

G~bi~tsgleichst~llung 

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 

gelten die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates, nach 

denen der Anspruch auf oder die Zahlung von Leistungen vom 

Wohnsitz beziehungsweise der Anwesenheit einer Person 1m 

Gebiet dieses Vertragsstaates abhängt, nicht für die 
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staat angehörigen der beiden Vertragsstaaten, F üchtlinge 

oder taatenlosen und andere Personen, die ihre Rechte von 

einer der bezeichneten Personen ableiten, die iren 

Wohnsitz im Gebiet eines Vertragsstaates haben nd im 

Gebiet eines Vertragsstaates anwesend sind. 

(2) Leistungen elnes Vertragsstaates werden uf Antrag 

des Berechtigten auch in das Gebiet des anderen 
Vertra sstaates gezahlt. 

(3) I Sehen die Rechtsvorschriften eines 

vor, d~ß Leis~ungen außerhalb des Gebietes dies s 

vertratsstaates gezahlt werden, so werden diese 

Leistu gen, auch wenn sie auf Grund dieses Ab ns 

gebilhr_n, außerhalb des Gebietes beider Vertrag 
gezahlt. 

(4) In bezug auf Australien gilt folgendes: 

Absatz 1 gilt ohne Rücksicht auf die 

Staatsangehörigkeit. 

Absatz 1 gilt nicht in bezug auf eine Prson, die 

einen Antrag auf Frauenpension oder 

Pflegerpension gestellt hat und noch ni 

Einwohner Australiens gewesen ist, oder 1n bezug 

auf eine Zinsbeihilfe. 

c) Sofern der Anspruch auf australische Le stungen 

zeitlich beschränkt ist, bedeuten Verwe sungen 

auf Australien in diesen Beschränkungen auch 

Verweisungen auf das Gebiet österreichs 
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(5) Hinsichtlich der österreichischen 

Rechtsvorschriften gilt Absatz 1 nicht in bezug auf 

a) die Ausgleichszulagei 

b) jenen Teil der österreichischen Pension, der 

beruht 

i) auf Versicherungszeiten nach den 

Rechtsvorschriften des österreichischen 

Bundesgesetzes vom 22. November 1961 über 

Leistungsansprüche und Anwartschaften in der 

Pensionsversicherung auf Grund von 

Beschäftigungen im Ausland oder 

ii) auf im Gebiet der ehemaligen österreicllisch­

ungarischen Monarchie außerhalb österreichs 

zurückgelegten Zeiten einer selbständigen 

Erwerbstätigkeiti 

c) den Hilflosenzuschuß. 

ABSCHNITT II 

BESTIMMUNGEN BETREFFEND AUSTRALISCHE LEISTUNGEN 

Artikel 6 

(1) Hat eine Person, auf die dieses Abkommen Anwendllng 

findet, nach diesem Abkommen einen Antrag auf eine 

australische Leistung gestellt und ohne Anwendung dieses 

Abkommens 

a) eine Zeit als Einwohner Australiens zurückgelegt, 

die kürzer ist als die für einen Anspruch dieser 

325/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 11 von 50

www.parlament.gv.at



- 10 -

Person auf e~ne Leistung nach den aust alischen 

Rechtsvorschriften vorgesehene Zeit, u 

b) eine Wohnsitzzeit in Australien 

ebensolange wie oder länger als die 

in bezug auf diese Person bestimmte 
ist, 

4 

und hat diese Person eine Versicherungs zeit in 

zurückgelegt, dann gilt diese Versicherungszeit 

österr 3 ich in bezug auf den Antrag auf diese a tralische 

Leisturg ausschließlich in Anwendung dieses Art 

ErfüII~ng der nach den australischen Rechtsvor 

für di~se Leistung vorgesehenen Anspruchsvoraus etzungen 

als Zeit, während der diese Person Einwohner Au traliens 

war. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 ~n 

Person, die 
eine 

Einwohner Australiens während einer 

ununterbrochenen Zeit war, die kürzer t als die 

nach den australischen Rechtsvorschrif n für 

einen Anspruch dieser Person auf eine istung 

vorgesehene ununterbrochene Mindestzeit, und 

elne Versicherungszeit in österreich in zwei oder 

mehreren getrennten Zeiträumen zurückge egt hat, 

deren Gesamtdauer der in Buchstabe a g annten 

Mindestdauer entspricht oder diese teigt, 

gilt die Gesamtdauer der Versicherungszeiten in sterreich 

als eine ununterbrochene Zeit. 
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(3) Deckt sich eine Zeit einer Person als Einwohner 

Australiens mit einer Versicherungszeit in österreich, so 

ist bei Anwendung dieses Artikels dieser zeitraum von 

Australien nur als Zeit als Einwohner Australiens zu 

berücksichtigen. 

(4) Die nach.Absatz 1 zu berücksichtigende 

Mindestwohnsitzzeit in Australien beträgt zwölf Monate, 

wovon mindestens sechs Monate ununterbrochen zurückgelegt 

worden sein müssen. 

(5) In bezug auf einen Antrag einer Person auf eine 

Pension, die verwitweten Personen gebühren, gilt jeder 

Zeitraum, in dem der Ehegatte dieser Person eine 

Versicherungszeit in österreich zurückgelegt hat, als von 

dieser Person zurückgelegte Versicherungszeit in 

österreich; haben die Person und ihr Ehegatte in einem 

Zeitraum beide eine Versicherungszeit in österreich 

zurückgelegt, so ist dieser Zeitraum nur einfach zu 

berücksichtigen. 

Artikel 7 

(1) a) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 

wird der Betrag der einer Person, die sich 

außerhalb Australiens aufhält, nur auf Grund 

dieses Abkommens gebührenden australischen 

Leistung nach den australischen 

Rechtsvorschriften berechnet. 

b) Gebührt eine australische Leistung nach diesem 

Abkommen oder auf andere Weise einer Person, die 

sich in österreich aufhält, so wird eine von 

325/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 50

www.parlament.gv.at



- 12 -

österreich an diese Person gezahlte 

Ausgleichszulage oder Sozialhilfe von 

bei der Berechnung des Einkommens r Person 

in Anwendung der australischen Rechts schriften 

oder dieses Abkommens außer Betracht g 

(2) Ungeachtet des Absatzes 3 wird der Betra 

Person die sich in Australien aufhält, nur auf 

dieses Abkommens gebührenden australischen Leist 

folgen e Weise festgestellt: 
, 

~) Das Einkommen dieser Person wird 

australischen Rechtsvorschriften unter 

Außerachtlassung der von dieser Person 

österreichischen Leistung berechnet. 

b) Der Betrag der von dieser 

österreichischen Leistung 

dieser australischen Leistung abgezogen 

Auf die unter Buchstabe b errechnete 

einer 

zogenen 

tbetrag 

wird die nach den australischen 

Rechtsvorschriften vorgesehen Berechnu smethode 

angewendet, wobei als Einkommen dieser 

unter Buchstabe a errechnete Betrag her nzuziehen 

ist. 

(3) 'rst der Betrag der nach Absatz 2 berechne en 

Leistung geringer als der Betrag dieser Leistung 

AbsatZjl gebUhren würde, wenn sich die betreffe 

außerh lb Australiens aufhalten würde, so wird 

erstgeannte Betrag auf den letztgenannten Betra 

der nach 

e Person 

r 

erhöht. 
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(4) Bezieht eine verheiratete Person oder sowohl diese 

Person als auch ihr Ehegatte eine österreichische Leistung 

oder österreichische Leistungen, so werden beide Personen 

für die Anwendung des Absatzes 2 und der australischen 

Rechtsvorschriften so behandelt, als würden sie jeweils 

die Hälfte des Betrages dieser Leistung oder der Summe 

dieser beiden Leistungen beziehen. 

(5) Bei Anwendung des Absatzes 3 ist zu folgenden 

Zeitpunkten ein Vergleich der nach den Absätzen 1 und 2 

berechneten Beträge der Leistung durchzuführen: 

a) am Tag des ersten Pensionszahlungstages nach 

jenem Tag, ab dem die Leistung gebührt, und 

b) jährlich jeweils zu diesem Pensionszahlungstag, 

solange die betreffende Person Anspruch auf die 

Leistung hat. 

Bei diesem Vergleich ist die Anzahl der von der Person 

zurückgelegten Monate der Wohnsitzzeit in Australien am 

Tag, an dem der Vergleich durchzuführen ist, zu 

berücksichtigen. 

Artikel 8 

Eine Person, die von Australien eine australische 

Leistung bezieht, weil der Ehegatte dieser Person auf 

Grund des Abkommens eine andere australische Leistung 

bezieht, wird für die Anwendung dieses Abkommens so 

behandelt, als würde sie die erstgenannte Leistung auf 

Grund des Abkommens beziehen. 
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ABSCHNITT 111 

BE TIMMUNGEN BETREFFEND ÖSTERREICHISCHE LEI 

Artikel 9 

eine Person Versicherungszeiten in öst rreich und 

Wohnsi zzeiten in Australien zurückgelegt, so s nd diese 

für den Erwerb eines österreichischen 

Leistu gsanspruches zusammenzurechnen, soweit s e nicht 

auf di~selbe Zeit entfallen. 
I 

Artikel 10 

(1) Beanspruchen elne Person, die Versicheru 

in österreich und Wohnsitzzeiten in Australien 
i 

zurückgelegt hat, oder ihre Hinterbliebenen Lei tungen, so 

hat der zuständige österreichische Träger die 

auf folgende Weise festzustellen: 

istungen 

Der Träger hat nach den österreichisc n 

Rechtsvorschriften festzustellen, ob d e 

betreffende Person unter Zusammenrechn ng der 

Zeiten nach Artikel 9 Anspruch auf die Leistung 

hat. 

b) Besteht eln Anspruch auf elne 

der Träger zunächst den theoretischen 

Leistung zu berechnen, die zustehen 

alle nach den Rechtsvorschriften der 

Vertragsstaaten zurückgelegten Zeiten 

ausschließlich nach den österreichisch n 

so hat 

trag der 

e, wenn 
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Rechtsvorschriften erworben worden wären. Ist der 

Betrag der Leistung von der Versicherungsdauer 

unabhängig, so gilt dieser Betrag als 

theoretischer Betrag. 

c) Sodann hat der Träger die geschuldete 

Teilleistung auf der Grundlage des nach 

Buchstaben b errechneten Betrages nach dem 

Verhältnis zu berechnen, das zwischen der Dauer 

der nach den österreichischen Rechtsvorschriften 

zu berücksichtigenden Versicherungszeiten und der 

Gesamtdauer der nach den Rechtsvorschriften 

beider Vertragsstaaten zu berücksichtigenden 

Zeiten besteht. 

(2) Erreichen die nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften für die Berechnung der Leistung zu 

berücksichtigenden Versicherungszeiten insgesamt nicht 

zwölf Monate, so ist nach diesen Rechtsvorschriften keine 

Leistung zu gewähren. Dies gilt nicht, wenn der Anspruch 

auf diese Leistung nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften ausschließlich auf Grund der nach 

diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten 

Versicherungszeiten erworben wurde. 

Artikel 11 

Der zuständige österreichische Träger hat die 

Artikel 9 und 10 nach folgenden Regeln anzuwenden: 

1. Für die Feststellung des leistungszuständigen 

Trägers sind ausschließlich österreichische 

Versicherungszeiten zu berücksichtigen. 
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2. Wohnsitzzeiten in Australien, während derer die 

Person unselbständig oder selbständig erwerbstätig war, 

gelten als Beitragszeiten. 

3. Die Artikel 9 und 10 gelten nicht für die 

Anspru'hsvoraussetzungen und für die Leistung des 

Bergma nstreuegeldes aus der knappschaftlichen 

Pensio sversicherung. 

I 

4.1 Bei der Durchführung des Artikels 10 Abs tz 1 gilt 

folgenres: 

~) Als neutrale Zeiten gelten Zeiten •• äh end derer 

der Versicherte einen Anspruch auf ein Alters­

oder Invaliditätspension nach den aust 

Rechtsvorschriften hatte. 

bl Die Bemessungsgrundlage ist nur aus de 

österreichischen Versicherungszeiten z bilden. 

cl Beiträge zur Höherversicherung, der 

knappschaftliche Leistungszuschlag, de 

HilfJosenzuschuß und die Ausgleichszul ge haben 

außer Ansatz zu bleiben. 

5. Bei der Durchführung des Artikels 10 Abs tz 1 

Buchs bund c sind nach den Rechtsvorschri ten beider 

Vertr gsstaaten sich deckende zeiten so zu 

berüc sichtigen, als würden sie sich nicht zeit ich 

decke . 

6 'I übersteigt bei der Durchführung des Arti eIs 10 

Absat~ 1 Buchstabe c die Gesamtdauer der nach d n 
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Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu 

berücksichtigenden Zeiten das nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften für die Bemessung des 

Steigerungsbetrages festgelegte Höchstausmaß, so ist die 

geschuldete Teilpension nach dem Verhältnis zu berechnen, 

das zwischen der Dauer der nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 

Versicherungszeiten und dem erwähnten Höchstausmaß von 

Versicherungsmonaten besteht. 

7. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses gilt 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben b und Ci Artikel 13 ist 

entsprechend anzuwenden. 

8. Der nach Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe cerrechnete 

Betrag erhöht sich allenfalls um Steigerungsbeträge für 

Beiträge zur Höherversicherung, den knappschaftlichen 

Leistungszuschlag, den Hilflosenzuschuß und die 

Ausgleichszulage. 

9. Hängt die Gewährung von Leistungen der 

knappschaftlichen Pensionsversicherllng davon ab, daß 

wesentlich bergmännische Tätigkeiten im Sinne der 

österreichischen Rechtsvorschriften in bestimmten 

Betrieben zurückgele9t sind, so sind von den australischen 

Wohnsitzzeiten nur jene zu berücksichtigen, denen eine 

Beschäftigung in einem gleichartigen Betrieb mit einer 

gleichartigen Tätigkeit zugrunde liegt. 

10. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der 

österreichischen Teilleistung; Artikel 13 ist entsprechend 

anzuwenden. 
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Artikel 12 

(1) Besteht nach den österreichischen 

orschriften auch ohne Berücksichtigung des 

s 9 ein Anspruch auf Leistung, so hat der 

1ge österreichische Träger die allein auf Grund der 

nach d.n von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrift 

berück ichtigenden Versicherllngszeiten gebühren e Leistung 

zu gew""hren, solange ein entsprechender Leistun sanspruch 

nach d~n australischen Rechtsvorschriften nicht 

(2) Eine nach Absatz 1 festgestellte Leistun ist nach 
I 

Artikell 10 neu festzustellen, wenn ein entsprec 

Leistungsanspruch nach den australischen 

Rechtsvorschriften entsteht. Die Neufeststellun erfolgt 

mit Wirkung vom Tag des Beginnes der Leistung n eh den 

australischen Rechtsvorschriften. Die Rechtskra t früherer 

Entscheidungen steht der Neufeststellung nicht 

Artikel 13 

at eine Person nach den österreichischen 

Recht vorschriften auch ohne Berücksichtigung d s 

Artik Is 9 Anspruch auf Leistung und wäre diese höher als 

die S mme der nach Artikel 10 Absatz c 

errec neten österreichischen Leistung und der 

entsp echenden australischen Leistung, so hat 

zustä dige österreichische Träger seine so bere hnete 

Leist ng, erhöht um d~ Unterschiedsbetrag zwis hen dieser 

Summe und der Leistung, die nach den österreich sehen 

Rechtsvorschriften allein zustünde, als Teillei tung zu 

gewähren. 
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ABSCHNITT IV 

VERSCHIEDENE RESTIMMUNGEN UND VERWALTUNGSHILFE 

Artikel 14 

Einreichung von Schriftstücken 

(1) Der Tag, an dem ein Antrag, eine Erklärung oder ein 

Rechtsmittel betreffend die Feststellung oder die Zahlung 

einer Leistung nach den Rechtsvorschriften eines 

Vertragsstaates bei einer Behörde, einem Träger oder einer 

sonstigen zuständigen Einrichtung des anderen 

Vertragsstaates eingereicht wird, gilt in bezug auf alle 

damit zusammenhängenden Angelegenheiten als Tag der 

Einreichung dieses Schriftstückes bei einer Behörde, elnem 

Träger oder einer sonstigen zuständigen Einrichtung des 

ersten Vertragsstaates. 

(2) a) Ein Antrag auf eine österreichische Leistung 

gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 

australische Leistung, auf die der Antragsteller 

Anspruch haben könnte, wenn er bei der 

Antragsteilung angibt, daß die Person, auf Grund 

deren Versicherungslaufbahn die Leistung 

beantragt wird, Wohnsitzzeiten in Australien 

zurückgelegt hat, und wenn der zuständige 

österreichische Träger den Antrag innerhalb von 

drei Monaten nach dessen Einreichung bei diesem 

Träger an den zuständigen australischen Träger 

übermittelt. 

b) Hat ein Antragsteller einen Antrag auf eine 

australische Leistung gestellt, so gilt dieser 
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Antrag auch als Antrag auf elne entspre hende 

5sterreichische Leistung, wenn der Antr gsteller 

bei der Antragsteilung angibt, daß die erson, 

auf Grund deren Versicherungs laufbahn d"e 

Leistung beantragt wird, Versicherungsz .itell nach 

den 5sterreichischen Rechtsvorschriften 

zurückgelegt hat. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat die ln 

Anspruh genommene Stelle diese Anträge, gen oder 

Rechts ittel unverzüglich der entsprechenden zus ändigen 

stelle des anderen Vertragsstaates zu übermittel . 

Artikel 15 

Vorschüsse und tiberbezüge 

(1) Hat eln 5sterreichischer Träger einen Vor chuß 

gezahl und ist für denselben Zeitraum eine Nach ahlung 

elner nt sprechenden Leistung nach den australis hen 

Rechts orschriften zu gewähren, hat der zuständi e 

austra ische Träger den als Vorschuß trag von 

dieser Nachzahlung einzubehalten und den einbeha tenen 

Betrag an den 5sterreichischen Träger zu überwei en. Hat 

ein 5s erreichischer Träger für einen Zeitraum, ür den 

der zu tändige australische Träger nachträglich eine 

entspr chende Leistung zu erbringen hat, eine h5here als 

die ge ührende Leistung gezahlt, so gilt der diese 

Leistu g übersteigende Betrag als Vorschuß im Sinne des 

ersten Satzes. 
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(2) a) Wird einer Person eine österreichische Leistung 

gezahlt oder gebührt einer Person eine solche 

Leistung in bezug auf einen vergangenen Zeitraum; 

b) wurde für die Gesamtheit oder einen Teil dieses 

Zeitraumes dieser Person eine australische 
Leistung gezahlt; und 

c) wäre der Betrag der australischen Leistung 

gekürzt worden, wenn die österreichische Leistung 

während dieses Zeitraumes gezahlt worden wäre; 

d) ist der Betrag der australischen Leistung, der 

bei laufender Zahlung der österreichischen 

Leistung im Sinne des Buchstaben a während des 

vergangenen Zeitraumes nicht gezahlt worden wäre, 

eine Schuld dieser Person gegenüber dem 

Commonwealth von Australien; und 

e) kann Australien feststellen, daß der Betrag oder 

jeder Teil dieser Schuld von den dieser Person 

gebührenden zukünftigen Zahlungen der 

australischen Leistung abgezogen wird. 

(3) Hat österreich die Leistung im Sinne des Absatzes 2 

Buchstabe a noch nicht an die Person gezahlt, 

a) so hat österreich auf Ersuchen der zuständigen 

australischen Behörde den zur Begleichung der 

Schuld im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe d 

erforderlichen Betrag der Leistung an die 

zuständige australische Behörde zu überweisen und 

den Rest an die Person zu zahlen; und 
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kann jeglicher Ausfall von Australien nach 

Absatz 2 Buchstabe e hereingebracht werden. 

(4) Der zuständige Träger, der ein Ersuchen nach den 

Absätz n 2 und 3 erhält, hat den Betrag der Schuld an den 

zustän igen Träger, der das Ersuchen gestellt hat, zu 

überwe·sen. 

Artikel 16 

Zahlung der Leistungen 

(1) ,Die nach diesem Abkommen leistungspfljchtigen 

Träger eines Vertrags staates können Leistungen mit 

befreiender Wirkung in der Währung dieses Vertragsstaates 

(2) Eine auf Grund dieses Abkommens von einem 

Vertra sstaat zu zahlende Leistung ist von diesem 

Vertra sstaat ohne Abzüge für Verwaltungskosten zu zahlen. 

Artikel 17 

V .. rwal tungsverej nbarungen und gegensej ti ge Hj lfe 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten haben 

die zU,r Durchführung dieses Abkommens notwendigen 
! 

Verwal~ungsmaßnahmen in einer Vereinbarung zu regeln. 

(2)1 Die zuständigen Behörden haben einander über 

Gesetz~, die die Rechtsvorschriften des jeweiligen 
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Vertragsstaates ändern, ergänzen oder ersetzen zu 

unterrichten. 

(3) Für die Anwendung der im Artikel 2 bezeichneten 

Rechtsvorschriften und dieses Abkommens haben die 

zuständigen Behörden und Träger der Vertragsstaaten 

einander einschließlich der Ubermittlung jeglicher 

Informationen zu unterstützen und wie bei der Anwendung 

ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu handeln. Diese 

Amtshilfe ist mit Ausnahme der Barauslagen kostenlos. 

(4) Die Vorschriften eines Vertragsstaates über die 

Verschwiegenheitspflicht sind auf Auskünfte über eine 

Person, die auf Grund des Abkommens übermittelt werden, 

anzuwenden. Solch~ Auskünfte sind ausschließlich für die 

Anwendung des Abkommens oder der Rechtsvorschriften eines 

Vertragsstaates zu verwenden. 

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten haben 

zur Erleichterung der Durchführung dieses Abkommens, 

insbesondere zur Herstellung einer einfachen und raschen 

Verbindung zwischen den beiderseits in Betracht kommenden 

Trägern, Verbindungsstellen zu errichten. 

(6) Die Träger und die zuständige Behörde eines 

Vertragsstaates dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge 

und sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen, 

weil sie in einer Amtssprache des anderen Vertragsstaates 

abgefaßt sind. 

(7) Verlangt der zuständige Träger eines 

Vertragsstaates, daß sich ein Antragsteller oder 

Berechtigter, der sich im Gebiet des anderen 

Vertrags staates aufhält, einer ärztlichen Untersuchung 
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unterz"eht, so ist diese auf Ersuchen dieses Trägers vom 

Träger des anderen Vertragsstaates auf dessen Kosten zu 

veranl ssen oder durchzuftihren. 

Befreiung von steuern und Beglaubigungen 

(1) Jede in den Rechtsvorschriften elnes 

Vertra sstaates vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von 

steuerili, Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsgebühren für 

Schriftstticke oder Urkunden, die in Anwendung dieser 

Rechts+orschriften vorzulegen sind, erstreckt sich auf die 

entspr~chenden Schriftstücke und Urkunden, die in 

Anwendung dieses Abkommens oder der Rechtsvorschriften des 

anderen Vertragsstaates vorzulegen sind. 

(2) Urkunden und Schriftstücke jeglicher Art, die in 

Anwend ng dieses Abkommens vorgelegt werden müssen, 

bedürf ,n keiner Beglaubigung. 

Artikel 19 

stt""eitbejlegung 

(1) Jede Streitigkeit, die sich aus der Anwendung 

dieses I Abkommen ergibt, ist soweit wie möglich 

einverhehmlich zwischen den zuständigen Behörden der 

beiden Vertragsstaaten zu regeln. 

I (2'1 Kann die Streitigkeit nicht innerhalb von sechs 

Monateh entschieden werden, so kann sie auf Verlangen 
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eines jeden Vertragsstaates zur verbindlichen Entscheidung 

elner Schiedskommission unterbreitet werden, deren 

Zusammensetzung und Verfahren zwischen den beiden 

Vertragsstaaten vereinbart wird. 

ABSCHNITT V 

ÜRERGANGS- UND SCBLUSSBESTIMMUNGEN 

Artjkel 20 

übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 

Zahlung von Leistungen für die Zeit vor seinem 

Inkrafttreten. 

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf Leistungen 

nach diesem Abkommen sind auch Versicherungszeiten in 

österreich und Zeiten als Einwohner Australiens zu 

berücksichtigen, die vor Inkrafttreten dieses Abkommens 

zurückgelegt worden sind. 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 1 gilt 

dieses Abkommen auch für Versicherungsfälle, die vor 

seinem Inkrafttreten eingetreten sind, soweit früher 

festgestellte Ansprüche nicht durch einmalige Leistungen 

abgegolten worden sind. Wird in solchen Fällen der Antrag 

auf eine Leistung, die erst auf Grund dieses Abkommen 

gebührt, innerhalb von einem Jahr nach dem Inkrafttreten 

dieses Abkommens eingebracht, so ist die Leistung vom 

Inkrafttreten dieses Abkommens an festzustellen und zu 
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n, sonst von dem Tag an, der nach den 

orschriften jedes der beiden Vertragsstaaten 

t wird. 

Dieses Abkommen hat keine Verminderung von 

gen zur Folge, auf die bereits vor selnem 

treten Anspruch bestanden hat. 

Artikel 21 

Schut~ bestehender Rechte 

e elner Person, die aus politischen oder religiösen 

oder aus Gründen der Abstammung in ihren 

sozialversicherungsrechtlichen Verhältnissen einen 

Nachteil erlitten hat, nach den österreich ischen 

Rechtsvorschriften zustehenden Rechte werden durch dieses 

Abkam en nicht berührt. 

Artikel 22 

Inkrafttreten und Au erkraft_treten 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten 

Monates nach Ablauf des Monates in Kraft, in dem zwischen 
I 

den Vertragsstaaten auf diplomatischem Weg Noten 

ausge~auscht werden, die hescheinigen, daß alle für das 

Inkraittreten dieses Abkommens erforderlichen 

Voraussetzungen vorliegen. 

(2) Unbeschadet der Bestimmung des Absatzes 3 bleibt 

dieses Abkommen bis zum Ablauf von zwölf Monaten nach dem 

J 
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Tag in Kraft, an dem e1n Vertragsstaat vom anderen 

Vertragsstaat auf diplomatischem Weg eine schriftliche 

Hit. te i lung über die Kündigung dieses Abkommens erhält. 

(3) Im Falle eines Außerkrafttretens des Abkommens nach 

Absatz 2 bleibt das Abkommen in bezug auf alle Personen 

wirksam, die 

a) am Tag des Außerkrafttretens eine Leistung auf 

Grund dieses Abkommens beziehen; oder 

b) vor Ende der in diesem Absatz genannten Frist 

einen Antrag auf eine Leistung gestellt haben 

und diese Leistung auf Grund dieses Abkommens 

beziehen würden. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu von ihren 

Regierungen gehörig bevollmächtigten Unterzeichneten 

dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu ••.• , am ................ 1n zwei 

Urschriften in deutscher und englischer Sprache, wobei die 

beiden Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik österreich: 

Für Australien: 
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Vorblatt: 

Problem: 

Die Soziale Sicherheit von Personen, die in österreich 

und in Australien Versicherungszeiten zurückgelegt haben, 

ist 1m Bereich der Pensionsversicherung allein auf Grund der 

jeweils national geltenden Rechtsvorschriften nicht 

hinreichend gewährleistet. 

Ziel und Inhalt: 

Durch das vorliegende Abkommen wird e1n umfassender 

Schutz im Bereich der Pensionsversicherung durch die 

Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen, die 

Zusammenrechnung der Versicherungszeiten für den 

Leistungsanspruch, die Leistungsfeststellung entsprechend 

dem jeweiligen Zeitenverhältnis und den Leistungsexport 

sichergestellt. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 

EG-Konformi t_ät: 

Hinsichtlich von Abkommen über Soziale Sicherheit mit 

Drittstaaten stehen keine EG-Vorschriften in Kraft. 
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ERI .. ÄUTERUNGEN 

I. Allgemp-inp-r Tp-il 

1. Allgemeine überlegungen 

Das vorliegende österreichisch-australische Abkommen im 

Bereich der Sozialen Sicherheit enthält gesetzändernde und 

gesetzesergänzende Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art.50 

Abs.l B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat nicht 

politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im 

innerstaatlichen Rechtsbereich zugänglich, sodaß eine Erlassung 

von Gesetzen gemäß Art.50 Abs.2 B-VG nicht erforderlich ist. 

Verfassungsändernde Bestimmungen sind in dem Abkommen nicht 

enthalten. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Abschluß des Abkommens 

ergibt sich aus Art.lO Abs.l Z 2 B-VG ("äußere 

Angelegenheiten"). 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen des Abkommens 

ist zu bemerken, daß aus der Durchführung des Abkommens dem 

Bund keine Vermehrung des Personalaufwandes erwachsen wird. 

Bezüglich des Sachaufwandes des Bundes ist festzustellen, daß 

im Bereich der Pensionsversicherung das Ausmaß eines 

allfälligen Pensionsmehraufwandes im vorhinein weder bestimmbar 

noch abschätzbar, im Verhältnis zu den Gesamtausgaben der 

Pensionsversicherungsträger aber zweifellos im Hinblick auf die 

geringe Fluktuation von erwerbstätigen Personen zwischen den 

beiden Vertragsstaaten ohne Bedeutung ist. Der Beitrag des 

Bundes zu den einzelnen Zweigen der Pensionsversicherung wird 

daher praktisch nicht berührt werden. 
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des Abkommens 

Bedachtnahme auf die Größenordnung der 

österrei herkolonie in Australien wurde der australischen 

in den frühen Siebzigerjahren die Aufnahme von 

betreffend ein Abkommen über Soziale 

vorgeschlagen. Auf australischer seite wurden 

erst Mitte der Achzigerjahre die internen 

zungen zum Abschluß solcher Abkommen geschaffen. 

Eine erste Fühlungnahme von Experten beider Staaten erfolgte 

im Rahmen einer Europareise einer australischen 

Experte~delegation im Dezember 1985. In drei weiteren 
I 

Besprec~ungsrunden auf Expertenebene im November 1986, 

Dezemberl 1989 und April 1990 konnte grundsätzliches 

Einvernehmen über den Entwurf eines Abkommens erzielt 

werden. 

3. Das Abkommen im all emeinen 

Im Hinblick auf das australische System der Sozialen 

Sicherh it ist Australien bemüht, vorerst nur im Bereich der 

Pension versicherung mit europäischen Staaten ein Abkommen 

über So iale Sicherheit zu schließen. Das Abkommen sieht 

daher, ie auch die in letzter zeit von österreich mit 

außereu opäischen Ländern geschlossenen Abkommen über 

Soziale Sicherheit (zB Abkommen mit Kanada, 

BGBI.Nr 451/1987) lediglich materielle Regelungen im Bereich 

der Pen ionsversicherung vor. Die für die österreichische 

Seite m ßgeblichen Regelungen des Abkommens entsprechen 

grundsä zlich den in letzter Zeit von österreich mit anderen 

Vertrag geschlossenen Abkommen. 

DaJ Abkommen ist in fünf Abschnitte gegliedert: 
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Abschnitt I enthält allgemeine Bestimmungen und legt im 

wesentlichen den persönlichen und sachlichen 

Geltungsbereich, den Grundsatz der Gleichbehandlung der 

beiderseitigen staatsangehörigen sowie die 

Gebietsgleichstellung hinsichtlich der Gewährung von 

Pensionen fest. 

Nachdem das australische Pensionsversicherungssystem 

ausschließlich aus dem Steueraufkommen finanziert wird, und 

somit in Australien keine Regelungen betreffend die 

Versicherungspflicht vorgesehen sind (der Pensionsanspruch 

wird erst nach Antragsteilung auf Grund der nachgewiesenen 

Wohnsitzzeiten geprUft), konnten in das Abkommen - im 

Unterschied zu allen übrigen bisher von österreich 

geschlossenen Abkommen - keine Regelungen betreffend die 

anzuwendenden Rechtsvorschriften aufgenommen werden. 

Abschnitt 11 enthält die besonderen Bestimmungen in 

bezug auf die australischen Rechtsvorschriften im Bereich 

der Pensionsversicherung. Zur Erfüllung der 

Anspruchsvoraussetzungen werden die nach den 

Rechtsvorschriften beider staaten zurückgelegten Zeiten 

zusammengerechnet. Hinsichtlich der Leistungsberechung 

sind - im Hinblick auf die Besonderheiten des australischen 

Pensionsversicherungssystems, das aus europäischer sicht 

eher die Sozialhilfe als der Sozialversicherung zuorderbar 

ist - unterschiedliche Berechnungsformeln vorgesehen, 

abhängig davon, ob der Berechtigte in Australien oder 

außerhalb Australiens wohnt. 

Abschnitt 111 enthält die besonderen Bestimmungen in 

bezug auf die österreichische Rechtsvorschriften im Bereich 

der Pensionsversicherung. nie Leistungsfeststellung erfolgt 

Wle in allen übrigen von österreich geschlossenen Abkommen 

über Soziale Sicherheit unter Zusammenrechnung der in den 
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beiden ertragsstaaten zurückgelegten Zeiten entsprechend 

dem Zei enverhältnis (pro-rata-temporis). 

Di Abschnitte IV und V enthalten verschiedene 

ngen über die Durchführung und Anwendung des 

Abkomme s sowie übergangs- und Schlußbestimmungen. 

4. über vom Abkommen erfasst.pn Leist_un en dps 

austral der Pensionsversicherun 

Di nachstehende übersicht stellt im wesentlichen auf 

die zum 1. Juli 1989 geltende Rechtslage ab. Zu diesem 

Zeitpun t betrug der Devisenmittelkurs 1 Australischer 

Dollar A$) = 10,39 Schilling. 

t>rganisation und Verwaltung 

Di~ Leistungsfeststellung und die sonstigen 
I 

adminis rativen Aufgaben werden von regionalen Ämtern unter 

der Lei ung des Staatssekretärs beim Ministerium für Soziale 

Finanzi 

Ans 

it wahrgenommen. 

Leistungen werden ausschließlich aus dem 

nen Steueraufkommen finanziert. 

dsätzlich gebühren Leistungen nur Personen, die bei 

der agstellung Einwohner Australiens sind (hierunter 

sind Pe sonen, die in Australien wohnen, zu verstehen, 

sofern aie australische Staatsbürger oder Personen mit einer 

nicht nur vorübergehenden Einreisebewilligung oder einer 

Rückkehrbewilligung jeweils nach dem Einwanderungsgesetz 

1958 sind) und sich im Zeitpunkt der AntragsteIlung auch 
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physisch in Australien aufhalten. Ausnahmen von dieser 

Voraussetzung sind lediglich für Personen vorgesehen, die 

Australien bereits vor dem 7.5.1973 verlassen haben und 

unter anderem vorher eine lange Wohnsitzdauer in Australien 

nachweisen können sowie nach dem Ermessen des 

staatssekretärs beim Ministerium für Soziale Sicherheit als 

bedürftig angesehen werden. 

Ausgeschlossen vom Anspruch sind allerdings ehemalige 

Einwohner Australiens, die erneut Einwohner Australiens 

werden, innerhalb von 12 Monaten nach Rückkehr nach 

Australien einen Leistungsantrag stellen und innerhalb 

dieser Frist Australien wieder verlassen, für die Dauer des 

neuerlichen Auslandsaufenthalts. 

Hinsichtlich der einzelnen Leistungen sind folgende 

besondere Voraussetzungen vorgesehen: 

a) Alterspension 

- Männer VoJlendung des 65., Frauen Vollendung des 

60.Lebensjahres: 

- mindestens 10 Jahre ununterbrochener Einwohner 

Australiens unabhängig von der zeitlichen Lagerung 

dieser 10 Jahre <bei Unterbrechungen der Wohnsitzdauer 

gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn die längste 

ununterbrochene Wohnsitzdauer 5 Jahre beträgt und 

insgesamt mehr als 10 Wohnsitzjahre vorliegen): 

b) Invaliditätspension 

- mindestens 85 %-ige Erwerbsunfähigkeit bzw. Blindheit 

(mindestens 50 % der Erwerbsunfähigkeit müssen durch 

eine ständige physische oder psychische Regelwidrigkeit 

hervorgerufen worden sein); 

- Vollendung des 16.Lebensjahresj 

- grundsätzlich Eintritt des Versicherungsfalles während 

die Person Einwohner Australiens war (Ausnahme, wenn 

die Person mindestens 10 Jahre Einwohner Australiens 

war, bei Unterbrechungen gilt dieselbe Regelung wie bei 

der Alterspension)j 
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nsion 

rau einer Person, die eine Alters- oder 

liditätspension bzw. eine Rehabilitationsbeihilfe 

Bezug einer eigenen Alters- oder 

liditätspension; 

ige Hilfe und Pflege hinsichtlich einer im 

Haushalt lebenden schwer behinderten 

eine Alters- oder Invaliditätspension bzw. 

ei~e Rehabilitationsbeihilfe bezieht; 

- ke~n Bezug einer eigenen Alters-, Invaliditäts- oder 
I 

e) Alleinerzieherpension 
Fr~uenpenSion; 

- un erheiratete Person bzw. verheiratete Person, deren 
, ' 

Ehegemeinschaft nicht mehr besteht; 

- anspruchsbegründendes Kind <leibliches oder 

Adqptivkind, anderes Kind, das von der Person 1m 

we entlichen betreut wird), das das 16.Lebensjahr noch 

ni ht vollendet hat oder behindert ist; 

- da Kind muß ein anspruchsbegründendes Kind geworden 

se"n, als die Person Einwohner Australiens war; 

- be" verheirateten Personen müssen die persönlichen 

Vo aussetzungen eingetreten sein, als die Person 

Ei wohner Australiens war, oder die Person war vor der 

An ragsteilung mindestens 5 Jahre ununterbrochen 

Ei wohner Australiens oder mindestens 10 Jahre 

un nterbrochen Einwohner Australiens unabhängig von der 

ze"tlichen Lagerung dieser 10 Jahre; 

f) Pens"on für die Witwen der Klasse B 

(die e Pension wird lediglich während eines 

Ausl ufzeitraumes gewährt, sie wird durch die Beihilfe 

für erwitwete Personen abgelöst werden) 

325/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)38 von 50

www.parlament.gv.at



- 7 -

Witwe oder Frau, die mit einem Mann vor selnem Tod 

mindestens 3 Jahre eine Lebensgemeinschaft geführt hat, 

geschiedene Frau, verheiratete Frau, deren 

Ehegemeinschaft nicht mehr besteht; 

- Vollendung des 50.Lebensjahres spätestens am 1.7.1987 

und kein anspruchsbegründendes Kind für eine 

Alleinerzieherpension oder Vollendung des 

45.Lebensjahres spätestens am 1.7.1987 und Wegfall 

einer Alleinerzieherpension, nachdem das 

anspruchsbegründende Kind das 16.Lebensjahr vollendet 

hat; 

- im Zeitpunkt des Todes des Ehemannes bzw. 

Lebensgefährten müssen jeweils beide Personen Einwohner 

Australiens gewesen sein oder die anspruchsberechtigte 

Person war vor der Antragsteilung mindestens 5 Jahre 

ununterbrochen Einwohner Australiens oder mindestens 10 

Jahre unterbrochen Einwohner Australiens unabhängig von 

der zeitlichen Lagerung dieser 10 Jahre; 

g) Beihilfe für verwitwete Personen 

(diese Leistung gebührt für maximal 12 Wochen> 

- Eintritt des Todes des Ehegatten bzw. Lebensgefährten 

nach dem 16.2.1989; 

keine anspruchs begründenden Kinder für eine 

Alleinerzieherpension; 

- im Zeitpunkt des Todes des Ehemannes bzw. 

Lebensgefährten müssen jeweils beide Personen Einwohner 

Australiens gewesen sein oder die anspruchsberechtigte 

Person war vor der Antragsteilung mindestens 5 Jahre 

ununterbrochen Einwohner Australiens oder mindestens 10 

Jahre unterbrochen Einwohner Australiens unabhängig von 

der zeitlichen Lagerung dieser 10 Jahre. 
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tliche Leis 

en behandelten Leistungen nach den australischen 

schriften handelt es sich um Pauschalbeträge, die -

h aufgewertet - unabhängig von der Dauer der Zeiten 

und für alle Leistungen 

ich gebühren. 

chentliche Leistung beträgt: 

alleinstehende Person: 129,90 A$ 

verheiratete Person: 107,70 A$ 

ag für jedes Kind vor Vollendung des 

nsjahres: 24 A$ 

ag für jedes Kind zwischen Vollendung des 13. und 

liendung des 16.Lebensjahres: 34,10 A$ 

Kind zwischen Vollendung des 16 und vor 

Vollendung des 24.Lebensjahres (Studenten): 17 A$ 

Auf die Pauschalbeträge werden sonstige Einkünfte bzw. 

Vermögen auf die im folgenden dargestellte Weise 
! 

angerec nten: Sind paralell beide Anrechnungsarten 

anzuwen en,so gebührt der geringere Leistungsbetrag. 

a) Anre hnung sonstiger Einkünfte: 

Sons ige Einkünfte sind alle aus dem In- oder Ausland 

enden Einkünfte (wie zBEinkünfte aus selbständiger 

und nselbständiger Arbeit, ausländische Leistungen der 

Sozi len Sicherheit, sonstige ausländische Leistungen. 

Auf rund einer entsprechenden Inititative österreichs 

wurd das australische Gesetz allerdings dahingehend 

geän~ert, daß jene Teile einer österreichischen Pensiun, 
I 

die uf einer Begünstigung (zB §§ 500ff ASVG) beruhen, 

oder laufende Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz 

nich als Einkünfte behandelt werden. Eine Anrechnung 

komm erst dann in Betracht, wenn die Summe der sonst.igen 

wöch ntlichen Einkünfte folgende Grenzen überschreitet: 

- für eine alleinstehende Person: 40 A$ 
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für ein Ehepaar gernelnsam: 70 A$ 

- für jedes Kind zusätzlich: 12 A$ 

Die Hälfte der diese Beträge übersteigenden Einküfte wird 

von den Pauschalbeträgen abgezogen, sodaß ab folgenden 

wöchentlichen Einküften keine australische Leistung mehr 

gebührt: 

für eine alleinstehende Person: 298,40 A$ 

- für ein Ehepaar gemeinsam: 500,80 A$ 

- bei Kinder hängt der Betrag von der Höhe des 

altesbedingt gestaffelten Zuschlages ab. 

Für Personen, die bereits das 70.Lebensjahr vollendet 

haben, findet eine begünstigende Anrechnung der Einkünfte 

statt, sodaß alleinstehende Personen erst ab 

wöchtenlichen Einkünften von 302,90 A$ und Ehepaare 

gemeinsam von 504,60 A$ kein Leistung mehr erhalten. 

b) Anrechnung von Vermögen: 

Eine Anrechnung findet erst statt, wenn das Vermögen 

einer alleinstehenden Person 164.500 A$ <bei Eigentümern 

eines Hauses 96.000 A$) bzw. eines Ehepaares gemeinsam 

von 205.500 A$ <bei Eigentümern eines Hauses 137.000 A$) 

überschreitet. Von dem über diesen Betrag liegenden 

Vermögen werden pro 1.000 A$ 2 A$ vorn wöchentlichen 

Leistungsbetrag abgezogen, sodaß bei einern Vermögen einer 

alleinstehenden Person von 229.250 A$ <bei Eigentümern 

eines Hauses 160.750 A$) bzw. eines Ehepaares gemeinsam 

von 313.500 A$ <bei Eigentümern eines Hauses 245.000 A$) 

keine Leistung mehr gebührt. 

Zahlung der Leistungen ins Ausland 

Verläßt eine Person Australien nach dem 1.7.1986, 

nachdem sie elne Leistung zuerkannt erhalten hat, für länger 

als 12 Monate, so wird diese Leistung wie folgt neuberechnet 

und gebührt weiterhin. Der Betrag der Leistung, die bei 

Wohnsitz in Australien gebühren würde, wird mit der Anzahl 
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e des Wohnsitzes in Australien zwischen der 

g des 16. und des 60.(Frauen) bzw. 65.(Männer) 

res (maximal 300) mulitpliziert und durch 300 

• Bei der Berechnung der Anzahl der Monate des 

in Australien können in bestimmten Fällen auch 

Wohnsitzes des Ehepartners berücksichtigt werden, 

für die Person günstiger ist. 

zieherpensionen gebühren nur für 12 Monate des 

aufenthalts, es sei denn, eine Frau wurde 

ehe nd auf Grund des Todes ihres Ehemannes und beide 

vor dem Tod des Ehemannes. 

Pfleger nsionen gebühren nicht bei Auslandsaufenthalt. 

IJ. Besonderer Teil 

Di I einzelnen Regelungen des Abkommens entsprechen -

worauf bereits einleitend hingewiesen wurde - weitestgehend 

den in letzter Zeit von österreich mit anderen 

Vertrag staaten geschlossenen Abkommen, wie insbesondere den 

ebenfal s auf den Bereich der Pensionsversicherung 

eingesc ränkten Abkommen mit Kanada, Irland und den USA. Im 

Hinblic auf die zu einem Großteil wortgleichen Regelungen 

wird in der Folge auf die jeweils entsprechenden Regelungen 

des Abk mmens mit Kanada (BGBI.Nr.451/1987) verwiesen. 

Zu Art. 
Di ser Artikel enthält die in allen von österreich 

geschlo senen Abkommen über Soziale Sicherheit liblichen 

Begriffrbestimmungen. 
I 

Zu Art. 
im Abs.1 normierte sachliche Geltungsbereich des 

Abkomme s umfaßt auf österreichischer Seite die 

versicherung sowohl der unselbständig als auch der 
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selbständig Erwerbstätigen mit Ausnahme der nach allen 

bisher von österreich geschlossenen Abkommen ausgenommenen 

Sonderversicherung für das Notariat. 

Im Hinblick darauf, daß das vorliegende Abkommen keine 

Regelungen betreffend die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

enthält, sind auch die in den in letzter Zeit geschlossenen 

und auf die Pensionsversicherung eingeschränkten Abkommen im 

Zusammenhang mit dem sachlichen Geltungsbereich vorgesehenen 
Regelungen zur SicherstelJung eines 

Vollversicherungsschutzes bei Zuordnung zu den 

6sterreichischen Rechtsvorschriften (z.B.Art.2 Abs.1 

lit.a/ii des Abkommens mit Kanada) nicht erforderlich. 

Auf australischer Seite werden die Alters-, 

Invaliditäts-, Frauen- und Pflegepensionen sowie Pensionen, 

die verwitweten Personen gebühren (Pensionen für Witwen der 

Klasse Bund Alleinerzieherpensionen an verwitwete Personen) 
erfaßt. 

Die Abs.2 und 3 entsprechen den in den übrigen von 

österreich geschlossenen Abkommen vorgesehenen Regelungen, 

wobei allerdings im Abs.3 den Besonderheiten der 

australischen Rechtslage Rechnung getragen werden mußte, 

wonach jedes von Australien geschlossene Abkommen als Teil 

des nationalen Gesetzes kundzumachen ist. 

Zu J\rt.3 

Dieser Artikel legt den pers6nlichen Geltungsbereich 

des Abkommens fest, der wie zB die Abkommen mit Kanada, 

Irland und den USA ohne Rücksicht auf die 

Staatsangehörigkeit alle Personen, die nach den 

österreichischen Rechtsvorschriften versichert sind oder 

waren, bzw. die Einwohner Australiens sind oder waren, sowie 

deren Angehörige und Hinterbliebene umfaßt. 
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Zu Art. 
im Abs.1 festgelegte Gleichbehandlung der 

beiders itigen staatsangehörigen entspricht in Verbindung 

mit den Abs.3 vorgesehenen Ausnahmen den entsprechenden 

Regelun in den anderen von österreich geschlossenen 

Abkomme über Soziale Sicherheit. 
Du ch die Bestimmung des Abs.2 wird sichergestellt, daß 

die Sta tsangehörigen beider Staaten auch hinsichtlich des 

Exports von Leistungen in Drittstaaten gleichbehandelt 

werden. 

Di 

der Z 3 

Bundesr 

im Abs.4 vorgesehene Regelung sieht entsprechend 

lit.d des Schlußprotokolls zum Abkommen mit der 

publik Deutschland, BGBI.Nr.382/1969, die 

Berücks·chtigung von Kriegsdienstzeiten und diesen 

gleichg zeiten in der österreichischen 

Pension ,versicherung für australische staatsangehörige vor, 

wobei diese Berücksichtigung - wie im Verhältnis zu Kanada 

(Art.4 Abs.4 dieses Abkommens) - auf "Altösterreicher" 

eingesc ränkt ist. 

Zu Art. 
Di im Abs.1 vorgesehene Gebietsgleichstellung sichert 

entspre hend den in allen von österreich geschlossenen 

Abkomme vorgesehenen Regelungen den Anspruch auf Leistungen 

Aufenthalt im jeweils anderen Vertragsstaat für die 

staatsa gehörigen der beiden Vertragsstaaten sowie 

Flüchtl nge und Staatenlose und - ohne Rücksicht auf die 

Staatsa gehörigkeit - für deren Angehörige und 

Hinterb iebene. Nachdem nach den australischen 

Rechtsv~rschriften auch die physische Anwesenheit 1n 
i 

Australten am Tag der Antragsteilung für einen 
! 

Leistun sanspruch erforderlich ist, stellt diese Regelung 

auch ei e physische Anwesenheit in österreich gleich. 
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Abs.2 soll über australischen Wunsch sicherstellen, daß 

die Leistungen auch in das Gebiet des jeweils anderen 

Vertragsstaates gezahlt werden. 

Die Regelung des Abs.3 geht 1n bezug auf österreich ins 

Leere, da nach den österreichischen Rechtsvorschriften (zB 

§ 89 Abs.3 Z 2 ASVG) bei einem Aufenthalt des Berechtigten 

in einem Drittstaat generell die Zustimmung des 

Versicherungsträgers erforderlich ist, um das an sich 

vorgesehene Ruhen der Leistung bei AusJandsaufenthalt (zB 

§ 89 Abs.1 Z 3 ASVG) aufzuheben. 

Abs.4 lit.a weist darauf hin, daß bei Anwendung der 

australischen Rechtsvorschriften die staatsangehörigkeit 

nicht maßgebend ist. 

Abs.4 lit.b enthält Einschränkungen hinsichtlich der 

Gpbietsgleichstellung, die über Wunsch der australischen 

Seite vorgesehen wurden. 

Unter Abs.4 lit.c wird sichergestellt, daß die 

Gebietsgleichstellung auch hinsichtlich der nach den 

australischen Rechtsvorschriften andernfalls bei Abwesenheit 

von Australien eintretenden Befristung von Leistungen 

(Alleinerzieherpensionen) wirkt. 

Wie in allen anderen Abkommen ist in bezug auf 

österreich die Ausgleichszulage vom Export ausgenommen 

(Abs.5 lit.a). 

Darüber hinaus ist im Abs.5 lit.b - entsprechend dem 

Abkommen mit Kanada (Art.5 Abs.3 lit.b dieses Abkommens) -

der Ausschluß des Teils der österreichischen Pension vom 

Export vorgesphen, der den nicht im Gebiet österreichs 

zurückgelegten Zeiten einer Beschäftigung bzw. selbständigen 

Erwerbstätigkeit entspricht, die nach dem ARÜG bzw. den 

entsprechenden Regelungen des § 116 Abs.6 GSVG und § 107 

Abs.6 BSVG als österreichische Versicherungszeiten zu 

berücksichtigen sind. Dieser Ausschluß ist im Hinblick 

darauf vorgesehen, daß ein Großteil der davon betroffenen 
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I 

personenl sich zwar an einem der in Betracht kommenden 

Stichtag nicht nur vorübergehend in österreich aufgehalten 

in der Folge in einen außereuropäischen staat 

ausgewan ert ist. Durch die vorliegende Regelung wird daher 

vermiede , daß die österreichische Riskengemeinschaft mit 

dem Export von Leistungsteilen belastet wird, die auf 

ausländischen Zeiten beruhen, denen keine Beitragsleistung 

zur österreichischen Sozialversicherung gegenübersteht. 

Die australische Seite war nicht bereit, den 

Hilflos nzuschuß nach den österreichischen 

Rechtsv rschriften von der Anrechnung sonstiger Einktinfte 

auszune nach Australien gezahlte 

Hilflos nzuschüsse zu einer Herabsetzung der australischen 

Leistun führen würden. Nachdem dadurch der Zielsetzung 

dieser (nämlich der finanziellen Abgeltung der auf 

Grund des Zustandes der Person erforderlichen ständigen 

Wartung und Hilfe) im Verhältnis zu Australien nicht 

Rechnung getragen werden kBnnte, kann diese Leistung nicht 

nach Au tralien gezahlt werden (Abs.5 lit c). 

Zu den rt.6 biR 8 

Di .se Artikeln sehen die Regelungen betreffend die 

Gewähru g von Leistungen nach den australischen 

Rechtsv rschriften vor. 

Ar .6 enthält die Regelung betreffend die 

Zusamme rechnung der österreichischen Versicherungszeiten 

und aus ralischen Wohnsitzzeiten, wobei auch österreichische 

Versich rungskarrieren, die Lücken aufweisen, in bestimmten 

Fällen ~ur Erfüllung des nach den australischen 

Rechtsvrrschriften verlangten ununterbrochenen Wohnsitzes 1n 

Austral~en als ununterbrochene Zeit heranzuziehen sind 

(Abs .2) i. 

Art.6 Abs.3 sieht vor, daß bei sich deckenden 

österre~chischen und australischen Zeiten nur die 

austral~schen Zeiten zu berücksichtigen sind. 
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Wie auch in bezug auf Österreich (Art.lO Abs.2) ist für 

die Zusammenrechnung das Vorliegen von mindestens 12 

australischen Wohnsitzmonaten erforderlich (Art.6 Abs.4). 

Nachdem nach den australischen Rechtsvorschriften die 

für Pensionen für verwitwete Personen vorgesehene Wartezeit 

von der antragsteilenden Person erfüllt werden muß, können 

hiefür nach Art.6 Abs.5 auch österreichische 

Versicherungszeiten des verstorbenen Ehegatten 

berücksichtigt werden. 

Art.7 enthält die Berechnungsregelung betreffend die 

australische Leistung, wobei hinsichtlich einer außerhalb 

Australiens und einer in Australien gebührenden Leistungen 

unterschieden wird. 

Nach Art.7 Abs.l sind die Leistungen bei Aufenthalt 

außerhalb Australiens nach den diesbezüglich vorgesehenen 

Regelungen (siehe unter 1/4 - Zahlung der Leistungen ins 

Ausland) zu berechnen, wobei eine allenfalls nach den 

österreichischen Rechtsvorschriften gewährte 

Ausgleichszulage bzw. eine Leistung der österreichischen 

Sozialhilfe nicht als sonstige Einkünfte auf die 

australische Leistung angerechnet werden. 

Art.7 Abs.2 regelt die Berechnung der Leistung bei 

Aufenthalt in Australien, sofern ohne Anwendung des 

Abkommens kein Anspruch auf eine Leistung bestünde. 

Nach Art.7 Abs.3 ist zu Vergleichszwecken auch der 

Betrag der Leistung zu ermitteln, der bei Aufenthalt 

außerhalb Australiens gebühren würde, und die nach Abs.2 

berechnete Leistung auf den allenfalls höheren Betrag der 

bei Aufenthalt außerhalb Australiens gebührenden Leistung 

aufzustocken. 

Diese Vergleichsberechnung ist jährlich durchzuführen 

(Art.7 Abs.5), wobei die bei Wohnsitz in Australien laufend 

erworbenen Wohnsitzjahre dazu führen, daß ab einem 

bestimmten Zeitpunkt die Leistung auch ohne Anwendung des 
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gebührt und daher nach der innerstaatlichen 

berechnet wird. 

Art.7 Abs.4 werden für die Anrechnung sonstiger 

die von einem Ehepaar bezogenen Pensionen nach den 

hischen Rechtsvorschriften zur Hälfte jeweils 

rtnern zugeschrieben. 
enthält eine ergänzende Regelung betreffend 

an Ehepartner. 

Bestimmungen betreffen die Gewährung von 

aus der österreichischen Pensionsversicherung und 

hen praktisch wörtlich den im Verhältnis zu den 

Vertragsstaaten österreichs in jüngster Zeit 

nen Regelungen (zB Art.12 bis 15 des Abkommens mit 

Kanada) wobei im Hinblick auf Art.6 auch die Regelung 

betreffend die Zusammenrechnung der Zeit.en (Art. 9) 

unilateral gefaßt ist. Ergänzend wurde im Hinblick auf das 

austral sche System der Pensionsversicherung im Art.ll Abs.2 

en, daß lediglich jene australischen Wohnsitzzeiten, 

derer die betreffende Person unselbständig oder 

dig erwerbstätig war, österreichischen 

zeiten gleichstehen. 

Zu den rt.14 bis 19 
in diesen Artikeln enthaltenen verschiedenen 

ngen betreffend die Durchführung des Abkommens 

entsprechen grundsätzlich den in allen von österreich 

geschl ssenen Abkommen über Soziale Sicherheit enthaltenen 

Regelu gen (siehe zB Art.18 bis 24 des Abkommens mit 

Kanada), wobei jedoch auf Grund der australischen Rechtslage 

Regelu gen betreffend die gerichtliche Rechtshilfe bzw. die 

Vollsteckungshilfe - wie zB auch im Verhält.nis zu Kanada -

nicht aufgenommen werden konnten. 
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Im Art.14 Abs.2 ist lediglich hinsichtlich eines in 

österreich eingebrachten Leistungsantrages vorgesehen, daß 

dieser Antrag grundsätzlich auch als Antrag auf eine 

Leistung nach den australischen Rechtsvorschriften gilt 

(lit.a). Zur Sicherstellung dieser Antragsgleichstellung ist 

allerdings erforderlich, daß der österreichische Träger 

diesen Antrag binnen 3 Monaten an den zuständigen 

australischen Träger weiterleitet. Bei AntragsteIlung in 

Australien wird hingegen unter Berücksichtigung der 

australischen Rechtslage ein Wahlrecht eingeräumt, das dem 

Antragsteller ermöglicht, lediglich eine Leistung nach den 

australischen Rechtsvorschriften zu beanspruchen (lit.b), 

wie dies auch in dem am 13.7.1990 unterzeichneten Abkommen 

über Soziale Sicherheit mit den USA vorgesehen ist (Art.21 

Abs. 2) . 

Auf Grund der Besonderheiten der australischen 

Rechtsvorschriften mußte auch die Regelung betreffend 

Vorschüsse und Uberbezüge (Art.15) jeweils unilateral gefaßt 

werden. 

Zu den Art.20 bis 22 

Diese Artikel enthalten die üblichen Ubergangs- und 

Schlußbestimmungen (siehe zB Art.25 bis 27 des Abkommens mit 
Kanada) . 

Wie in dem am 13.7.1990 unterzeichneten Abkommen über 

Soziale Sicherheit mit den USA (Art.23 Abs.6) ist auch im 

Verhältnis zu Australien festgelegt (Art.20 Abs.4), daß 

bereits vor seinem Inkrafttreten erworbene Ansprüche durch 

das Abkommen nicht berührt werden. 
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